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b) Die Tatsache, daß jemand unter dem Befehl seiner 
Regierung oder seines Vorgesetzten gehandelt hat, 
befreit ihn nicht von der Verantwortlichkeit für 
ein Verbrechen; sie kann aber als strafmildernd 
berücksichtigt werden.

5. In einem Strafverfahren oder einer Verhandlung 
wegen eines der vorbezeichneten Verbrechen kann sich 
der Angeklagte nicht auf Verjährung berufen, soweit die 
Zeitspanne vom 30. Januar 1933 bis zum 1. Juli 1945 in 
Frage kommt. Ebensowenig steht eine vom Naziregime 
gewährte Immunität, Begnadigung oder Amnestie der 
Aburteilung oder Bestrafung im Wege.

Artikel III
1. Die Besatzungsbehörden sind berechtigt, innerhalb 

ihrer Besatzungszonen die folgenden Maßnahmen zu 
treffen:

a) Wer sich innerhalb der Zone befindet und der Be­
gehung eines Verbrechens verdächtig ist, einschließ­
lich derjenigen Personen, die eines Verbrechens 
seitens einer der Vereinigten Nationen beschuldigt 
werden, kann verhaftet werden; das in seinem Eigen­
tum stehende oder seiner Verfügungsmacht unter­
liegende bewegliche und unbewegliche Vermögen soll 
unter Aufsicht gestellt werden, bis darüber endgültig 
verfügt wird.

b) Dem Justizdirektorium sollen die Namen aller Per­
sonen, die eines Verbrechens verdächtig sind, die 
Gründe und der Ort der Inhaftnahme, sowie die 
Namen und Aufenthaltsorte der Zeugen mitgeteilt 
werden.

c) Geeignete Maßnahmen sollen getroffen werden, damit 
Zeugen und Beweismittel im Bedarfsfälle verfügbar 
sind.
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